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Im Regierungsprogramm 2017-2022 „Zusammen. Für unser Österreich“ ist auf der 
Seite 126 eine „strukturelle Steuerreform“ über eine „Neukodifizierung des Einkom-
mensteuergesetzes“ mit dem Schlagwort „EStG 2020“ vorgesehen.

Da Regierungsprogramme in der Regel von der Bevölkerung nicht gelesen werden, 
hier nachfolgend die dort vorgesehene Schaffung eines EStG 2020 in zwei Schritten 
zur Erinnerung:

Strukturelle Maßnahmen und Tarifentlastung im Schritt 1 mit (1) einer Einheitsbilanz 
und einer Modernisierung der steuerlichen Gewinnermittlung, (2) einer Vereinfachung 
der steuerlichen Gewinnermittlung für Personengesellschaften, (3) einer rechtsform-
neutralen Besteuerung, (4) einer allfälligen Neustrukturierung von Abschreibungsme-
thoden, (5) einer Reduktion von Einkunftsarten, (6) einer Reduktion von Sonderbestim-
mungen, (7) einer Reform der Sonderausgaben und außergewöhnlichen Belastungen, 
(8) einer Vereinfachung der Lohnverrechnung, (9) einer Senkung der Abgabenbelastung 
durch eine Tarifreform, sowie (10) einer Vereinfachung der sonstigen Bezüge ohne 
Abschaffung der begünstigten Besteuerung des 13. und 14. Bezugs.

Im Schritt 2 ist eine Abschaffung der kalten Progression über eine automatische 
Anpassung der Grenzbeträge für die Progressionsstufen auf Basis der Inflation des 
jeweiligen Vorjahrs geplant.

Die im Zuge der Regierungsklausur in Mauerbach im Jänner 2019 bekanntgegebenen 
Eckpunkte einer Steuerreform ab 2020 lassen noch keinen Umfang erkennen, der 
dem Regierungsprogramm und dem dort verwendeten Begriff einer „strukturellen 
Steuerreform“ oder einer „Neukodifizierung des Einkommensteuergesetzes“ gerecht 
wird. Wir können der Regierung nur eines wünschen: Den Mut, die Steuerreform 
nicht auf die nach der Regierungsklausur in Mauerbach veröffentlichten Themen 
alleine zu begrenzen, sondern am Regierungsprogramm festzuhalten und jedenfalls 
auch die dort erwähnten Eckpunkte umzusetzen.
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Seit 1.3.2015 sind Banken verpflichtet, Ka-
pitalabflüsse von privaten Konten und De-
pots natürlicher Personen ab einem Betrag 
von EUR 50.000,00 an das Finanzministe-
rium zu melden. Darüber haben wir unter 
anderem in unserem ECA Monat Juni 2015 
berichtet. Nunmehr kommt es auf Grund-
lage dieser Meldungen zu Prüfungen, die 
bei den Betroffenen Unsicherheit darüber 
auslösen, inwieweit Auskunft über Mittel-
herkunft und Mittelverwendung zu ertei-
len ist.

Das „Bundesgesetz über die Melde-
pflicht von Kapitalabflüssen und von 
Kapitalzuflüssen“, kurz auch „Kapi-
talabfluss-Meldegesetz“ bezeichnet, 
verpflichtet Kreditinstitute, Zahlungs-
institute und die Österreichische Bun-
desfinanzierungsagentur zur Meldung 
von Kapitalabflüssen von mindestens 
EUR 50.000,00 von Konten und Depots 
natürlicher Personen. Grundsätzlich 
ausgenommen sind Geschäftskonten 
von Unternehmern sowie Anderkonten 
von Rechtsanwälten, Notaren und Wirt-
schaftstreuhändern.

Datenauswertung und
Datenprüfung

Die übermittelten Meldungen werden  
von der Finanzverwaltung vor allem 
dahingehend überprüft, ob die Ein-
kommenssituation, ob Schenkungs- 
meldungen oder ob Grundstücks- 
transaktionen des betreffenden Abgabe-
pflichtigen plausibel erscheinen und im 
Vergleich mit den Daten zum Steuerakt 
nachvollziehbar sind.

Gemäß einer Bestimmung des Kapital-
abfluss-Meldegesetz hat die Finanzver-
waltung die Kapitalabflussmeldungen 
dem elektronischen Steuerakt des Abga-
bepflichtigen hinzuzufügen. Diese Mel-
dungen dürfen in der Folge ausschließ-
lich für Zwecke der Betrugsbekämpfung 
unter Abgleich der über den Steuerpflich-
tigen im Abgabenakt vorhandenen Da-
ten, für Auskunftsersuchen, Nachschau 
von Aufzeichnungen und Außenprü-
fungen herangezogen werden.

Der Finanzbehörde liegen auf Grundla-
ge der Meldungen nach dem Kapitalab-
fluss-Meldegesetz allerdings nur Daten 
über Kapitalabflüsse, nicht aber über 
damit zusammenhängende Zuflüsse 

wie zum Beispiel die Aufnahme von 
Krediten oder über den Umstand eines 
Eigenübertrags zwischen Konten ver-
schiedener Kreditinstitute oder der An-
schaffung von Wertpapieren vor.

Auf Grund des Fehlens dieser Informa-
tionen aber auch auf Grund der Nicht-
berücksichtigung von bereits mitgeteil-
ten Sachverhaltsumständen kommt es 
bei den gemeldeten Kapitalabflüssen 
zu Erhebungen und Prüfungen durch 
die Finanzverwaltung. Gemäß der Be-
antwortung einer parlamentarischen 
Anfrage durch den damaligen Finanz-
minister Dr. Hans Jörg Schelling vom 
12.05.2017 wurden zu diesem Zeitpunkt 
rund 500.000 Kapitalabflussmeldungen 
einer Auswertung zugeführt.

Gesetz sieht keine generelle
Auskunftspflicht vor

Abgabepflichtige haben nach der Bun-
desabgabenordnung jene Aufzeich-
nungen zu führen, die nach Maßgabe 
der einzelnen Abgabenvorschriften zur 
Erfassung abgabepflichtiger Sachver-
halte erforderlich sind. Diese allgemei-
ne Bestimmung führt allerdings zum 
Beispiel nicht zur Pflicht, Aufzeichnung 
über Sonderausgaben, Einnahmen 
und Werbungskosten bei Einkünften 
aus nichtselbständiger Arbeit oder aus 
Kapitalvermögen führen zu müssen: 
Denn im Vergleich zu betrieblichen 
Einkünften oder Einkünften aus Ver-
mietungen gibt es für derartige Sach-
verhalte keine gesetzlich geregelten 
Buchführungs-, Aufzeichnungs- oder 
Aufbewahrungspflichten.

Dementsprechend ist es im Zuge eines 
Auskunftsbegehrens der Finanzverwal-
tung ausschließlich bezogen auf Kapi-
talabflüsse nicht erforderlich, Konto- 
und Depotauszüge vorzulegen oder von 
der Bank nachträglich für eine Vorlage 
anzufordern.

Die Bundesabgabenordnung bietet 
weiters keine Grundlage für ein un-
begründetes Auskunftsbegehren über 
Kapitalabflüsse von Privatkonten und 
Privatdepots: Denn die Bundesabgaben-
ordnung bezieht sich ausschließlich auf 
abgabenrelevante und nicht auf private 
Umstände, wozu aber Kapitalabflüs-
se von Privatkonten und Privatdepots 

in der Regel zählen. Dementsprechend 
müssen Nachfragen der Finanzverwal-
tung grundsätzlich nicht beantwortet 
werden, die sich unbegründet zum Bei-
spiel auf die Verwendung von Mitteln 
beziehen.

Auskunftspflicht bei begründetem 
Verdacht auf Steuerhinterziehung 
oder Betrug

Anders stellt sich die rechtliche Situation 
dar, wenn ein Auskunftsbegehren hin-
sichtlich Kapitalabflüsse von privaten 
Konten und Depots auf die Bekämpfung 
von Steuerhinterziehung und von Be-
trug abzielt und diesbezüglich objektiv 
ein begründeter Verdacht vorliegt.

Ist der Behörde zum Beispiel bekannt, 
dass ein Abgabepflichtiger eine Eigen-
tumswohnung erworben hat und kann 
die Behörde zum Beispiel auf Grund von 
Meldedaten auf eine Vermietung der 
Wohnung schließen, die bisher nicht 
erklärt wurde, dann sind Nachfragen 
rechtlich gedeckt und vom Abgaben-
pflichtigen auch zu beantworten.

Strafbefreiende Selbstanzeige

Sollte sich im Einzelfall die Notwen-
digkeit zur Bereinigung eines abgabe-
rechtlich relevanten Sachverhalts der 
Vergangenheit ergeben, steht trotz An-
kündigung einer Prüfung zu Kapitalab-
flussmeldungen in der Regel noch die 
Möglichkeit einer sogenannten „Selbst-
anzeige“ offen. Mit einer inhaltlich voll-
ständigen und rechtzeitig eingebrachten 
Selbstanzeige können finanzstrafrecht-
liche Folgen vermieden werden.

ECA-Steuertipp:

Sollte eine Prüfung von Kapitalab-
flussmeldungen angekündigt werden, 
kontaktieren Sie uns. Wir können nach 
Erörterung der Sachverhaltsumstände 
feststellen, ob im konkreten Fall eine 
Auskunftspflicht greift und in wel-
chem Umfang einer solchen nachge-
kommen werden muss.

»Auskunftspflicht zu Kapitalabflussmeldungen »
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>WWW.ECA.AT
Den ECA Monat finden Sie auch online auf unserer
Homepage und Beiträge zu weiteren Themen auf
unserer facebook-Seite /ECA.Beratergruppe.

»Die Einkommensteuer auf Ablösezahlung für
ein Wohnungsgebrauchsrecht »

»Rechtsanwaltskosten ohne Anwaltszwang keine außergewöhnliche Belastung »

Eine Zahlung für die Aufgabe eines Woh-
nungsgebrauchsrechts des Privatvermö-
gens führt zu tarifsteuerpflichtige sons-
tige Einkünfte. Eine solche Ablösezahlung 
kann jedoch im Zusammenhang mit der 
Übertragung einer Liegenschaft Teil der 
Einkünfte aus einer privaten Grundstück-
versäußerung und damit ein der Immobili-
enertragsteuer unterliegendes Entgelt sein.

Das Wohnungsgebrauchsrecht ist im 
Regelfall ein höchstpersönliches, nicht 
übertragbares Recht. Gemäß Rechtspre-
chung fehlt diesem Recht damit die Wirt-
schaftsguteigenschaft. Höchstpersön-
liche Rechte sind solche, die der Person 
„ankleben“ und auch mit ihr erlöschen. 

Wenn keine Anwaltspflicht besteht, sind 
Rechtsanwaltskosten auch bei einer auf-
gezwungenen Prozessführung in der Regel 
keine außergewöhnliche Belastung.

Die steuerliche Abzugsfähigkeit von 
Ausgaben als außergewöhnliche Belas-
tungen betrifft Privatausgaben, denen 
sich ein Abgabepflichtiger nicht entzie-
hen kann und die üblicherweise nicht 
oder nur in einer üblichen Höhe anfallen.

Außergewöhnliche Belastungen 
mit oder ohne Selbstbehalt

Das Einkommensteuergesetz unter-
scheidet zwischen außergewöhnlichen 
Belastungen die ohne Berücksichtigung 
eines Selbstbehalts und außergewöhn-
lichen Belastungen, die erst ab Über-
schreiten eines von der Höhe des Ein-
kommens abhängigen Selbstbehaltes 
abgesetzt werden können.

Ohne Selbstbehalt können zum Beispiel 
Aufwendungen zur Beseitigung von 
Katastrophenschäden oder Aufwen-
dungen auf Grund einer eigenen Behin-
derung geltend gemacht werden.

Zahlungen für den Verzicht auf ein 
höchstpersönliches Recht stellen daher 
sonstige Einkünfte aus Leistungen dar, 
weil höchstpersönliche Rechte zivilrecht-
lich nicht übertragen werden können. 
Ein Entgelt für die Aufgabe eines solchen 
Rechts ist daher keines für den Verkauf 
eines selbständigen Wirtschaftsguts.

In seiner Entscheidung vom 18.08.2017 
hat das Bundesfinanzgericht eine Ein-
malzahlung für die Aufgabe eines Woh-
nungsgebrauchsrecht auf Grundlage 
eines Vertragsnachtrags zum Verkauf 
eines Grundstücks mit Gebäude nicht 
als Entgelt für eine sonstige Leistung be-
urteilt, sondern als nachträglichen Ver-

Zu den außergewöhnlichen Belastun-
gen, die nur unter Berücksichtigung des 
entsprechenden Selbstbehaltes abge-
setzt werden können, zählen unter an-
derem Krankheitskosten, Pflegekosten 
oder aber auch Anwaltskosten.

Zwangsläufigkeit von
Anwaltskosten

Anwalts- und sonstige Prozesskosten 
in einem Zivilrechtsstreit sind als au-
ßergewöhnliche Belastungen nur dann 
absetzbar, wenn man den betreffenden 
Rechtsstreit nicht ausgelöst hat oder 
der Rechtsstreit existenziell wichtige 
Bereiche oder den Kernbereich mensch-
lichen Lebens berührt.

Im Erkenntnis vom 25.07.2018 hat der 
VwGH die Absetzbarkeit von Rechtsan-
waltskosten im Rahmen eines gericht-
lichen Obsorgestreits als außergewöhn-
liche Belastung jedoch trotz Vorliegen 
der übrigen Voraussetzungen verneint, 
weil diese mangels Anwaltspflicht nicht 
zwangsläufig und besondere Gründe 
nicht ersichtlich waren, warum trotz 

fehlender Anwaltspflicht das Einschrei-
ten eines Rechtsanwalts unbedingt er-
forderlich gewesen wäre.

ECA-Anmerkung:

Von der steuerlichen Abzugsfähigkeit 
von Rechtsanwalts- oder Prozesskos-
ten als außergewöhnliche Belastun-
gen sind Kosten eines berufsbe-
dingten Zivilprozesses – zum Beispiel 
über die Höhe eines Werk- oder Ar-
beitslohns – zu unterscheiden. Diese 
sind entweder als Betriebsausgaben 
oder als Werbungskosten steuerlich 
abzugsfähig.

Ob und inwieweit Rechtsanwalts- oder 
Prozesskosten tatsächlich steuermin-
dernd berücksichtigt werden können, 
ist anhand der jeweiligen Umstände 
zu beurteilen. Bei Fragen dazu unter-
stützen und beraten wir Sie gerne.

äußerungserlös für die Liegenschafts-
übertragung.

Auf Grundlage der Entscheidung des Bun-
desfinanzgerichts können folgende Fall-
konstellationen unterschieden werden:

Fall 1: Wird ein Wohnungsgebrauchs-
recht im Zuge einer Liegenschafts-
übertragung zurückbehalten und in 
einem Zusammenhang mit dieser 
Übertragung die Aufgabe dieses Rechts 
vom Erwerber entgeltlich abgegolten, 
dann ist diese Ablösezahlung Teil der 
Bemessungsgrundlage für die Immobi-
lienertragsteuer mit einem Steuersatz  
von 30 %.

Fall 2: Wird ein Wohnungsgebrauchs-
recht entgeltlich zum Beispiel gegenüber 
einem nachfolgenden Erwerber der Lie-
genschaft aufgegeben, dann erzielt der 
ehemals Wohnungsberechtigte im Jahr 
des Zuflusses der Ablösezahlung son-
stige Einkünfte aus Leistungen, die zum 
Einkommensteuertarif besteuert wer-
den und zwar abhängig von der Höhe 
des Gesamteinkommens mit einem 
Steuersatz zwischen 0 % und 55 %.
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Im Wandel der Zeit gut beraten.


